
lich. Als fehlende Erklärungen
sind lediglich solche aufzufassen,
die entweder gar nicht oder un-
vollständig vorgelegt wurden,
oder sonst den formalen Anforde-
rungen nicht entsprechen. Hier
fehlte keine Erklärung zu den ge-
forderten Hersteller-/Typangaben.
Eine solche Erklärung war abge-
geben worden, sie war allerdings
zweideutig und in sich wider-
sprüchlich und hätte ohne Nach-
verhandlung nicht konkretisiert
werden können. Das Angebot des
bestbietenden Unternehmens war
somit auszuschließen.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

mit Angebotsabgabe auf ein Pro-
dukt festgelegt haben. Denn die
Nennung von zwei alternativen
Produkten erfordert für eine spe-
zifizierende Produktfestlegung
eine Verhandlung nach Ange-
botsabgabe, die unzulässig ist.
Ein Bieter darf seine Wettbe-
werbsposition nicht dadurch ver-
bessern, dass er zwingend gefor-
derte, aber fehlende oder unklare
Angaben im Wege der Aufklärung
des Angebotsinhaltes nachholt,
so die die Vergabekammer Sach-
sen.
Auch eine Nachforderung nach

§ 16 Abs. 1 Nr. 3 VOB/A-EG
kommt vorliegend nicht in Be-
tracht. Eine Nachforderung ist nur
bei fehlenden Erklärungen mög-

beinhalten, darunter fallen der
Vertragstyp, die Vertragsparteien
und der Vertragsgegenstand und
gegebenenfalls eine noch zu er-
bringende Gegenleistung. Das An-
gebot muss also vor allem die
nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 VOB/A-EG
geforderten Erklärungen und
Nachweise enthalten, also das,
was der Auftraggeber von den Bie-
tern verlangt, hier zum Beispiel
die eindeutige Hersteller- und
Produktangabe.
Sofern hingegen eine Vergabe-

stelle einem einzelnen Bieter zu-
gesteht, sich erst nach Angebots-
abgabe auf ein Produkt festzule-
gen, stellt dies eine Bevorteilung
dieses Bieters gegenüber den an-
deren Bietern dar, die sich bereits

als einen Hersteller oder ein Pro-
dukt an, behält er sich offen, was
er letztlich anbieten will, was ver-
gaberechtlich unzulässig ist. Die
Angabe mehrerer Hersteller für
eine LV-Position stellt einen Ver-
gaberechtsverstoß dar. Nach § 16
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) VOB/
A-EG muss ein Angebot zweifels-
frei sein und genau der in den Ver-
gabeunterlagen zum Ausdruck
kommenden Nachfrage des öf-
fentlichen Auftraggebers entspre-
chen. Der Regelungszweck dieser
Vorschrift liegt darin, das Zustan-
dekommen eines wirksamen Ver-
trages mit übereinstimmenden
Willenserklärungen zu gewähr-
leisten. Ein Angebot muss alle we-
sentlichen Vertragsbestandteile

strengt: Die Vergabekammer
Sachsen (Beschluss vom 2. April
2015 – Az.: 1/SVK/006-15) hat
unter anderem das Angebot von
alternativen Hersteller-/Typanga-
ben als vergaberechtswidrig ein-
geordnet.
Zwar hat die ausschreibende

Stelle dies bei der Angebotsaus-
wertung erkannt und dem bestbie-
tenden Unternehmen im Wege der
Aufklärung die Möglichkeit einge-
räumt, sich auf eines der Fabrikate
festzulegen. Dies stellt jedoch
nach Ansicht der sächsischen Ver-
gabekammer eine unzulässige
Nachverhandlung, d.h. Nachbes-
serung des Angebotes dar. Gibt
ein Bieter bei einem zwingend
einzutragenden Erzeugnis mehr

Ein öffentlicher Auftraggeber
hat im Rahmen der Erweite-

rung eines Berufsschulzentrums
ein Los „Metallbau Außenele-
mente“ europaweit im offenen
Verfahren nach der VOB/A-EG
ausgeschrieben. Das Los umfasste
unter anderem zirka 98 Alu-Ver-
bundfenster. Hierzu gab das Leis-
tungsverzeichnis (LV) ein Leitfa-
brikat „S.AWS 75 SI+ (oder
gleichwertig)“ vor. Der für den
Zuschlag vorgesehene Bauunter-
nehmer hatte hierzu angeboten:
„Hueck Lambda 77 L / S.AWS
75.SI TT“. Ein nicht berücksich-
tigter Bauunternehmer hat gegen
die Vergabeentscheidung zuguns-
ten des Bestbieters ein Nachprü-
fungsverfahren mit Erfolg ange-

Vergabekammer Sachsen gegen Aufklärung alternativer Herstellerangaben

Mehrere Fabrikatsangaben führen zum Ausschluss

Bei der Vergabe eines Auftrags zum Einbau von Metallrahmenfenstern gab es Streit. FOTO DPA
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wenn die Länder keine einheitli-
chen Regelungen getroffen haben
und sich die jeweiligen Gesetze
qualitativ unterscheiden, so soll-
ten dennoch ihre geltenden
Handlungsoptionen keinesfalls
eingeschränkt werden. Dies muss
mindestens in der Gesetzesbe-
gründung klargestellt werden,
besser aber noch im Gesetz
selbst“, fordert Körzell.

Auch die Subunternehmer müs-
sen sich, nach Auffassung des
DGB, bei der Ausführung von öf-
fentlichen Aufträgen an die die
geltenden umwelt-, sozial- und ar-
beitsrechtlichen Verpflichtungen
halten. Hierfür sollten im Gesetz
geeignete Maßnahmen aufgeführt
werden, wie Kontrolle und mögli-
che Sanktionen gestaltet und aus-
geführt werden. > BSZ

wendig, dieses vom Vergabever-
fahren auszuschließen. Der Ge-
setzesentwurf sieht jedoch ledig-
lich eine freiwillige Regelung vor.
„Die Richtlinie lässt den nationa-
len Gesetzgebern die Wahl, ob sie
die Gründe für einen Ausschluss
der Anbieter dem Ermessen der
Auftraggeber überlassen oder die-
se bindend verpflichten. Leider
bleibt auch der niedrigste Preis

DGB zur Vergaberechtsreform

Chancen bleiben ungenutzt

als Kriterium für den Zuschlag
weiterhin zulässig, da die sozia-
len Kriterien nicht zwingend zu
berücksichtigen sind“, so Körzell.
Kritisch sieht zudem der DGB

die Vorgaben an die Länder. „Die
Gewerkschaften haben dafür ge-
kämpft, dass in allen Bundeslän-
dern Landestariftreuegesetze gel-
ten. Nur Sachsen und Bayern
verweigern sich noch. Auch

In einer Stellungnahme äußert
sich DGB Vorstandsmitglied Ste-
fan Körzell zur öffentlichen Auf-
tragsvergabe und dem damit ver-
bundenen Gesetzesentwurf zur
Modernisierung des Vergabe-
rechts der deutschen Bundesre-
gierung. Nach Auffassung des
DGB (Deutscher Gewerkschafts-
bund) hat es der öffentliche Auf-
traggeber in der Hand, „dass ihre
Auftragnehmer sich an soziale
und ökologische Standards bei
der Auftragserfüllung halten“.
Der Gesetzestext bleibe jedoch
hinter den Möglichkeiten zurück.
Im vorliegenden Gesetzentwurf
sei bei den Grundsätzen der Ver-
gabe auf eine entsprechende
Klarstellung verzichtet worden,
wenn es darum geht, „bei der
Ausführung öffentlicher Aufträge
die geltenden umwelt-, sozial-
und arbeitsrechtlichen Verpflich-
tungen einzuhalten“. Der DGB
hält es für wünschenswert, „dass
nationale und internationale
Rechtsvorschriften sowie nach
dem Tarifvertrags- und Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz für allge-
meinverbindlich erklärte Tarifver-
träge als Grundsätze der Vergabe
aufgenommen werden“. Es fehle
im dem Entwurf zudem ein aus-
drücklicher Hinweis auf die ILO-
Kernarbeitsnormen.
Verstoße ein Bieterunterneh-

men gegen das Umwelt-, Arbeits-
und Sozialrecht, wäre es nach
Ansicht des DGB zwingend not-
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